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Berichtsgegenstand

2. Änderung des Landesentwicklungsplans NRW

1 Sachdarstellung
2
3 Im System der räumlichen Planung ist der Landesentwicklungsplan in NRW die oberste Ebene. Der 
4 Landesentwicklungsplan NRW (LEP NRW) enthält Festlegungen für das gesamte Landesgebiet und 
5 steuert mit Zielen und Grundsätzen die räumliche Entwicklung in Nordrhein-Westfalen. Die Festle-
6 gungen des LEP NRW werden für die jeweiligen Landestesteile durch die Bezirksregierungen und 
7 den Regionalverband Ruhr (RVR) in Regionalplänen konkretisiert. Die Flächennutzungspläne der 
8 Gemeinden, für Oberhausen der gemeinsame Flächennutzungsplan (GFNP) der Planungsregion 
9 Ruhr, sind an die Festlegungen des LEP NRW und der Regionalpläne anzupassen. Eine Änderung 

10 des LEP NRW führt damit auch zu Auswirkungen auf die Regionalpläne und, zumindest indirekt, auf 
11 die Planungen der Gemeinden in NRW. Die Ziele des LEP NRW und der Regionalpläne gelten als 
12 endgültig abgewogen und sind zu beachten. Im Gegensatz dazu sind die Grundsätze von folgenden 
13 Planebenen zu berücksichtigen, stehen aber grundsätzlich der planerischen Abwägung offen. 
14 Um den Ausbau der erneuerbaren Energien in Nordrhein-Westfalen planerisch zu steuern, hat die 
15 Landesregierung vor dem Hintergrund der Wind-an-Land Gesetzgebung am 02.06.2023 die 2. Än-
16 derung des LEP NRW beschlossen und das Änderungsverfahren eingeleitet. Ende 2023 wurde die 
17 2. Änderung des LEP NRW vom Kabinett beschlossen und dem Landtag zu Entscheidung zuleitet. 
18 Über die voraussichtlichen Änderungen im Rahmen der 2. Änderung des LEP NRW wird wie folgt 
19 berichtet:
20
21 Im Verfahren zur 2. Änderung des LEP NRW hat die Stadt Oberhausen auf die Abgabe einer eige-
22 nen Stellungnahme verzichtet. Die gemeinsame Stellungnahme der Planungsregion Ruhr ist in der 
23 Synopse der Stellungnahmen der Beteiligten unter „Stadt Essen“ aufgeführt. Die Synopse kann auf 
24 der Internetseite des Wirtschaftsministeriums eingesehen werden, aufgrund der Größe der Synopse 
25 mit über 3.600 Seiten wird von einer Beifügung abgesehen. Die Fundstellen im Internet sind dieser 
26 Berichtsvorlage angefügt.  
27
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28 Hintergrund
29
30 Mit der 2. Änderung des LEP NRW wird die Umsetzung der Wind-an-Land Gesetzgebung verfolgt. 
31 Das Wind-an-Land-Gesetz (WaLG) wurde durch die Bundesregierung im Februar 2023 erlassen,  
32 um den Ausbau der erneuerbaren Energien deutlich zu steigern. Der Stromertrag aus erneuerbaren 
33 Energien soll bis zum Jahr 2030 verdoppelt werden. Das WaLG beinhaltete die Einführung des 
34 Windflächenbedarfsgesetzes (WindBG) und die Änderung des Baugesetzbuches, des Erneuerba-
35 ren-Energien-Gesetzes und des Raumordnungsgesetzes.
36 Durch das WaLG ist defakto eine Umkehr der Planungszuständigkeit in Bezug auf die Ausweisung 
37 von Flächen für Windkraftanlagenstandorte erfolgt. Ursprünglich ist die Ausweisung entsprechender 
38 Flächen Aufgabe der Gemeinden gewesen. Bedingt durch entgegenstehende Nutzungsansprüche 
39 an den Siedlungsraum, ist durch die Gemeinden in Deutschland nicht genug Fläche für die Wind-
40 kraft ausgewiesen worden, sodass die vorgesehenen Ausbaupfade nicht verwirklicht werden kön-
41 nen. Mit dem WaLG wird in Abkehr der Planungshoheit der Gemeinden die Aufgabe der Flächen-
42 ausweisung für die Windenergie auf die oberen Planungsebenen verschoben. Das WindBG legt 
43 dabei fest, welche Flächenanteile der Landesfläche der 16 Bundesländer für die Windenergie plane-
44 risch festgelegt werden müssen.
45 Der für Nordrhein-Westfalen festgelegte Flächenbeitragswert beträgt 1,1% der Landesfläche bis 
46 zum 31.12.2027 und insgesamt 1,8% bis zum 31.12.2032. Dies entspricht einer Fläche von rund 
47 34.120 km². Das Land NRW hat sich in Folge selber verpflichtet, den notwendigen Flächenbei-
48 tragswert bereits voll zum 31.12.2027 planerisch zu sichern. Die 2. Änderung des LEP NRW setzt 
49 die bundesgesetzliche Regelung des WindBG für das Land NRW um. 
50
51 Inhalt der 2. Änderung des Landesentwicklungsplan NRW
52
53 Die 2. Änderung des LEP NRW überträgt die Flächenbeitragswerte auf die einzelnen Planungsregi-
54 onen. Wesentliche Änderung ist die Zuweisung der zu erbringenden 1,8% der Landesfläche auf die 
55 Gebiete der 5 Bezirksregierungen und des RVR. Für die Planungsregion des RVR werden damit 
56 über das geänderte Ziel 10.2-2 in Summe 2.036ha als Flächenbeitrag verbindlich vorgegeben. Über 
57 eine das Änderungsverfahren begleitende Studie des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbrau-
58 cherschutz Nordrhein-Westfalen wurde ermittelt, dass dieser Flächenbeitrag auch unter Berücksich-
59 tigung möglicher Restriktionen umsetzbar ist, die konkrete Flächenfestlegung erfolgt im Nachgang 
60 auf Ebene der Regionalplanung. Die entsprechende 1. Änderung des Regionalplan Ruhr wird der-
61 zeit vorbereitet.
62 Die weiteren Änderungen in kurzer Übersicht:
63 - Der alte Grundsatz 10.2-3 entfällt ersatzlos. Damit wird der bisherige planerische Abstand von 
64 1.500m zu allgemeinen und reinen Wohngebieten aufgegeben. Mit dem Übergang der Zustän-
65 digkeit der Flächenausweisung von den Gemeinden zu den Trägern der Regionalplanung wird 
66 die Verträglichkeit der Windenergieanlagen zu Wohngebäuden zukünftig auf Ebene des Regio-
67 nalplans gesteuert.
68 - Mit dem neuen Ziel 10.2-3 wird festgelegt, dass innerhalb der Windenergiebereiche Höhenbe-
69 schränkungen von Windenergieanlagen durch Bebauungspläne unzulässig sind.
70 - Der neue Grundsatz 10.2-5 legt fest, dass die Verfahren zur Änderung der Regionalpläne paral-
71 lel zur Änderung des LEP NRW erfolgen sollen. Hieraus ergibt sich auch die angekündigte 1. 
72 Änderung des Regionalplan Ruhr.
73 - Das neue Ziel 10.2-6 in Verbindung mit dem neuen Grundsatz 10.2-7 öffnet die Waldbereiche 
74 generell für die Nutzung durch Windenergieanlagen, sofern es sich um Nadelwälder handelt. 
75 Ausgenommen sind Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente, Naturwald-
76 zellen und Natura-2000-Gebiete. In waldarmen Gemeinden, Gemeinden mit weniger als 20% 
77 Waldanteil, soll auf die Inanspruchnahme von Waldgebieten verzichtet werden.
78 - Daneben werden mit dem neuen Ziel 10.2-8 auch die Bereiche zum Schutz der Natur (BSN) für 
79 die Windenergienutzung geöffnet, sofern es sich nicht um Natura-2000-Gebiete, Naturschutzge-
80 biete, Nationale Naturmonumente oder Nationalparke handelt.
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81 - Der neue Grundsatz 10.2-9 legt fest, dass bestehende Windenergiestandorte und geeignete 
82 Planungen der Gemeinde, Flächenfestlegungen in den Flächennutzungsplänen, die der Wind-
83 energie substanziell Raum geben, bei der Flächenausweisung berücksichtigt werden sollen. Die 
84 Belange der Gemeinden, die von Flächenausweisungen betroffen sind, sollen dabei nach dem 
85 neuen Ziel 10.2-11 besonders berücksichtigt werden. Die festgelegten Windenergiebereiche 
86 sind nach dem neuen Grundsatz 10.2-10 turnusmäßig auf ihre Ausnutzbarkeit zu prüfen.
87 - Die neuen Ziele 10.2-12 und 10.2-13 steuern die Errichtung von Windenergieanlagen im Be-
88 stand. Ziel 10.2-12 öffnet unter bestimmten Voraussetzungen bestehende Gewerbe- und Indus-
89 triegebiete für Windenergieanlagen. Ziel 10.2-13 steuert den Zubau von Windenergieanlagen im 
90 Übergangszeitraum bis die Windenergiebereiche im notwendigen Umfang planerisch ausgewie-
91 sen sind. Hier wird auf Kernpotenzialflächen abgestellt, also Bereiche, deren Nutzung durch 
92 Windenergie aufgrund nur sehr geringer Restriktionen herausragend geeignet sind. 
93
94 Neben den neuen Zielen und Grundsätzen zur Steigerung des Ausbaus der Windenergie, enthält 
95 die 2. Änderung des LEP NRW auch Ziele und Grundsätze zur Steuerung des Zuwachses an raum-
96 bedeutsamen Photovoltaikenergieanlagen. Eine Raumbedeutsamkeit ist bei einer Größe der Anlage 
97 von mehr als 10ha gegeben, zwischen 2ha und 10ha ist die Raumbedeutsamkeit im Einzelfall zu 
98 prüfen. Die Flächengröße der Raumbedeutsamkeit ist von der Darstellungsschwelle der zeichneri-
99 schen Festlegungen in den Regionalplänen nach Durchführungsverordnung zum Landesplanungs-

100 gesetz NRW (LPlG DVO NRW) abgeleitet.
101
102 - Das neue Ziel 10.2-14 ermöglicht den Trägern der Regionalplanung und den Gemeinden im 
103 Rahmen der Bauleitplanung die Ausweisung von Flächen für raumbedeutsame Photovoltaikan-
104 lagen außerhalb von Wald- und Naturschutzflächen und wenn die Nutzung im Übrigen mit der 
105 Funktion der Fläche vereinbar ist. Dabei können hochwertige Ackerböden nach dem neuen Ziel 
106 10.2-15 nur für Agri-Photovoltaik, also aufgeständerte Photovoltaikanlagen, die weiterhin Acker-
107 bau zulassen, in Anspruch genommen werden. Das gleiche gilt nach dem neuen Grundsatz 
108 10.2-16 auch für landwirtschaftliche Kernräume. Für diese landwirtschaftlichen Kernräume wird 
109 ein eigenes Planzeichen eingeführt.
110 - Über den neuen Grundsatz 10.2-17 sollen die neuen Freiflächen-Solarenergieanlagen auf be-
111 stimmte Bereiche konzentriert werden. Dies sind bspw. neben geeigneten Halden und Deponien 
112 insbesondere Flächen im Abstand von bis zu 500m neben vorhandenen Straßen- und Schie-
113 nenwegen sowie Flächen mit einem Abstand von bis zu 200m zur Siedlungskante.
114 - Mit dem neuen Grundsatz 10.2-18 soll über die Bauleitplanung zudem eine Arrondierung von 
115 gewerblichen und industriellen Nutzungen unterstützt werden. 
116
117 Der Großteil der neuen Ziele und Grundsätze richtet sich an die Träger der Regionalplanung. Sie 
118 sind daher im Wesentlichen als Vorgabe für die Regionalplanung zu sehen, wo und wie die Wind-
119 energiebereiche festgelegt werden können. Eine direkte Adressierung der Gemeinden erfolgt in den 
120 Zielen 10.2-12, 10.2-13, 10.2-17 und 10.2-18. Hier eröffnet der LEP NRW den Gemeinden die Mög-
121 lichkeit, durch eigene Bauleitplanung neue Standorte für Windenergie- und Photovoltaikanlagen 
122 vorzubereiten. 
123
124 Bedeutung für die Stadt Oberhausen
125
126 Die direkten Auswirkungen auf die Stadt Oberhausen sind gering. Die Umsetzung der neuen Ziele 
127 und Grundsätze erfolgt zum großen Teil auf Ebene der Regionalplanung. Im anstehenden 1. Ände-
128 rungsverfahren des Regionalplan Ruhr wird der RVR eine Verortung der notwendigen Windbedarfs-
129 flächen vornehmen. Hierzu laufen bereits erste Voruntersuchungen, die eine Inanspruchnahme der 
130 Flächen der Stadt Oberhausen nicht erkennen lassen. Generell ist eine Inanspruchnahme des Au-
131 ßenbereichs im Stadtgebiet aufgrund der Siedlungsstruktur und der im Außenbereich liegenden 
132 Nutzungen für Windenergieanlagen kaum möglich. Eine Inanspruchnahme der Waldbereiche ist 
133 nicht anzunehmen. Der Waldanteil beträgt weniger als 20%. Oberhausen ist damit als waldarm ein-
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134 gestuft. Durch die Verwaltung sind derzeit auch keine Bauleitplanverfahren zur Schaffung von ent-
135 sprechenden Flächen in Vorbereitung oder geplant. 
136
137 Ausblick 3. Änderung des LEP NRW
138
139 Bereits am 21.06.2023 hat die Landesregierung nach der 2. Änderung des LEP NRW zum Ausbau 
140 der erneuerbaren Energien auch die 3. Änderung des LEP NRW für eine nachhaltigere Flächenent-
141 wicklung beschlossen. Die Eckpunkte der 3. Änderung sind gemäß Landesplanung:
142 - Prüfung, inwieweit Städte und Gemeinden, die den Ausbau der Erneuerbaren Energien auf ih-
143 rem Gemeindegebiet besonders vorantreiben, über den LEP in ihren sonstigen nachhaltigen 
144 Entwicklungsmöglichkeiten unterstützt werden können.
145 - Aufnahme eines 5 ha-Grundsatzes im Einklang mit einer effizienteren Flächennutzung; dabei 
146 Prüfung, ob eine stärkere Unterstützung des Flächenrecyclings über den LEP möglich ist.
147 - Konkretisierung des LEP entsprechend der Festlegungen im Bundesraumordnungsplan Hoch-
148 wasser (LEP-Grundsatz 7.4-8 „Berücksichtigung potenzieller Überflutungsgefahren“) zur stärke-
149 ren Verankerung des vorbeugenden Hochwasserschutzes.
150 - Verankerung des Planzeichens „Landwirtschaftliche Kernräume“ über eine Festlegung in Kap. 
151 7.5 des LEP
152 - Aufnahme eines Grundsatzes zur Wasserstoffinfrastruktur, mit dem Regional- und Bauleitpla-
153 nung unter anderem dazu verpflichtet werden, freie bzw. frei werdende Kraftwerksstandorte vor-
154 rangig für die Nachnutzung durch systemrelevante Elektrolyseure, Konverter und wasserstofffä-
155 hige Gaskraftwerke zu reservieren. 
156 - Prüfung, ob dem Anliegen der chemischen Industrie Rechnung getragen werden kann, im LEP 
157 bzw. über den LEP die Planung von Korridoren für überregional bedeutsame Chemie-Pipelines 
158 zu unterstützen.
159 - Änderung der LEP-Festlegungen zur Berücksichtigung eines Degressionspfades für die Siche-
160 rung nichtenergetischer Rohstoffe (Kies und Sand) auf Basis eines noch zu entwickelnden Roh-
161 stoffmonitorings. Um den Flächenverbrauch insgesamt zu begrenzen, werden die vorhandenen 
162 Festlegungen des LEP zu einer möglichst umfassenden Ausschöpfung von bestehenden Lager-
163 stätten überprüft.
164 - Prüfung, ob zur Gewährleistung einer nachhaltigen Mobilitätsentwicklung eine Anpassung des 
165 Grundsatzes 8.1-1 (Integration von Siedlungs- und Verkehrsplanung) sowie der Ziele 8.1-11 
166 (ÖPNV) und 8.1-12 (Erreichbarkeit) und die Aufnahme eines Grundsatzes zum (überregional 
167 bedeutsamen) Radverkehr erforderlich sind. 
168 Die Verwaltung wird über das weitere Verfahren zur 3. Änderung des LEP NRW berichten. 
169
170 Fundstellen
171
172 Pressemeldung: 
173 https://www.wirtschaft.nrw/landeskabinett-beschliesst-aenderung-des-landesentwicklungsplans-
174 zum-ausbau-erneuerbarer-energien
175 Übersicht zum Änderungsverfahren:
176 https://landesplanung.nrw.de/landesentwicklungsplan/aenderungsverfahren-des-landesentwick-
177 lungsplans-zum-ausbau-der-erneuerbaren
178 Synopse der geplanten Änderungen:
179 https://www.wirtschaft.nrw/system/files/media/document/file/lep-nrw-anderung-erneuerbare-energi-
180 en-synopse-der-anderungen.pdf
181 Synopse der Stellungnahmen:
182 https://www.wirtschaft.nrw/mwg-internal/de5fs23hu73ds/progress?id=K9pnBWEaSDEow5qfYM-
183 CyZ2VmwRSupYJoeZBuEnWm8Vc,&dl
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